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Eine starke Gemeinschaft

Die bundesweit ca. 600.000 Mitglieder des SoVD bilden eine starke Gemeinschaft. Foto Titel: Gorodenkoff / Adobe Stock

Der Sozialverband Deutschland (SoVD) 
vertritt die Interessen der Rentner, der 
Patienten und gesetzlich Krankenversi-
cherten sowie der pflegebedürftigen und 
behinderten Menschen. Wir setzen uns für 
Ihre Rechte ein und bie-
ten unseren Mitgliedern 
Beratungsstellen in ganz 
Deutschland. Dort erhal-
ten sie Hilfe bei Fragen 
zur gesetzlichen Kranken-, 
Renten- und Pflegeversicherung oder in 
behindertenrechtlichen Dingen. Soziale 
Gerechtigkeit steht im Mittelpunkt un-
serer Arbeit. Wir setzen uns für den Aus-
bau und den Erhalt der sozialen Siche-

rungssysteme ein. Der Sozialstaat ist ein 
wichtiges Auffangnetz für die Menschen 
– das zeigt sich gerade in Zeiten wirt-
schaftlicher Krisen. Uns geht es auch um 
Chancengleichheit, zum Beispiel um die 

Bildung und Ausbildung, 
die unsere Gesellschaft 
behinderten und benach-
teiligten Kindern und Ju-
gendlichen bietet. 
Der SoVD ist eine starke 

Gemeinschaft mit rund 600.000 Mitglie-
dern. Bei uns können Sie sich engagieren 
und mit anderen gemeinsam aktiv wer-
den. Einer der zahlreichen Ortsverbände 
befindet sich bestimmt auch in Ihrer Nähe.

SoVD fordert Bund und Länder dazu auf, 
die überfällige Krankenhausreform so 
schnell wie möglich umzusetzen.
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Gesetzentwurf zur Krankenhausreform noch vor Sommerpause? SoVD drängt zum Handeln

Mehr Medizin, weniger Ökonomie

Mit einer Regierungskommission arbeitet Bundesgesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD)  seit 2022 an einer Krankenhausreform. Ziel ist eine moderne und 
bedarfsgerechte Versorgung, die wieder mehr unter medizinischen und weniger 
unter ökonomischen Kriterien erfolgt. Finanzierung und Struktur des Kliniknetzes 
sind dafür neu zu ordnen. Nach kontroversen Diskussionen soll nun bis Sommer 
ein Gesetzesentwurf stehen. Der SoVD appelliert, die Reform zügig umzusetzen. 

Strukturvorgaben zu Versorgungsstufen und Leistungsgruppen 
sollen schon bald die stationäre Versorgungsqualität verbessern.

Foto: upixa / Adobe Stock
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Ob als akuter Notfall oder zum 
geplanten Eingriff, zur Therapie 
schwerer Erkrankungen oder Ge-
burt eines Kindes: Fast alle Men-
schen kommen im Laufe ihres 
Lebens mehrfach in die Lage, im 
Krankenhaus stationär versorgt 
werden zu müssen. 
Entscheidend, manchmal sogar 
lebenswichtig ist es dann, eine 
Klinik in erreichbarer Nähe zu 
wissen, in der in Ausnahmesitua-
tionen schnell und in jedem Falle 
qualitativ hochwertig behandelt 
werden kann. 
Die stationäre Krankenhausver-
sorgung ist ein wichtiger Teil un-
serer Daseinsvorsorge.
Doch Privatisierung und Ökono-
misierung schreiten in diesem 
sensiblen Bereich seit Jahren 
voran. Um die Wirtschaftlich-
keit von Kliniken zu erhöhen, 
wurden unter anderem Fallpau-
schalen installiert. Die in erster 
Linie leistungs- und mengenori-
entierten Finanzierungsanreize 
führten zu dramatischen Fehl-
entwicklungen. Unter dem Prin-
zip „Je mehr Fälle, desto größer 
der Gewinn“, litt und leiden in 

vielen Fällen die individuelle Ver-
sorgungsqualität und -kapazität. 
Das bekommen Patient*innen und 
Klinikbeschäftigte immer empfind-
licher zu spüren. 
Verschlimmernd wirkt sich aus, 
dass die Bundesländer seit Jahren 
ihrer Finanzierungsverantwortung 
hinsichtlich der Investitionskosten 
nicht ausreichend nachkommen.  
Insbesondere kleinere Krankenhäu-
ser, die im ländlichen Bereich eine 
Notfall- und Grundversorgung an-
bieten, geraten zunehmend in die 
Misere. 
Die Versorgungsangebote  im 
Deutschland klaffen auseinander: 
Während in ländlichen und struktur-
schwachen Gebieten die stationäre 
medizinische Versorgung mancher-
orts kaum noch zu gewährleisten 
ist, gibt es in den Ballungszentren 
zum Teil eine „Überversorgung“. 
„Wir haben es mit der Ökonomisie-
rung übertrieben. Krankenhäuser 
können nur Geld verdienen, wenn 
sie viele Fälle machen“, sagt der 
Bundesgesundheitsminister, der 
seinerzeit selbst an der Entwick-
lung von Fallpauschalen beteiligt 
war, heute. 

Fotos: VILevi / Adobe Stock
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Zahlungen künftig bereits
für Vorhalteleistungen 
Um eine flächendeckende Verbes-
serung der Versorgungsqualität zu 
erreichen, setzte Lauterbach im 
Sommer 2022 eine Regierungs-
kommission ein. Das Ziel: Vorschlä-
ge für eine Krankenhausreform zu 
erarbeiten. Im Dezember stellten 
Vertreter*innen der Kommission 
erste Eckpunkte vor.
Im Wesentlichen soll demnach das 
bisherige Vergütungssystem mit 
Fallpauschalen für Behandlungen 
verändert und weiterentwickelt 
werden. Um wirtschaftlich nicht 
so stark auf die Quantität der Fälle 
angewiesen zu sein, sollen Kran-
kenhäuser künftig schon für das 
Bereitstellen bestimmter Klinik-
leistungen Zahlungen erhalten. So 
will man  den ökonomischen Druck 
senken. 
Klinik-Beschäftigte gewinnen da-
mit gleichzeitig mehr Freiräume, 
um Patient*innen besser zu ver-
sorgen. Und nicht zuletzt auch vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen 
in der Coronapandemie ist das Vor-
halten von Leistungen geboten, so 
die Expert*innen. 

„Vorschläge sind wichtige 
und notwendige Impulse“
„Die Empfehlungen der Regie-
rungskommission und die Eck-
punkte des Bundesministeriums 
für Gesundheit sind wichtige und 
notwendige Impulse für einen 
längst überfälligen Paradigmen-
wechsel“, begrüßt die SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela 
Engelmeier ausdrücklich die Ziel-
setzung, wieder medizinische Ge-
sichtspunkte in den Vordergrund 
zu stellen. „Die jahrzehntelangen 
Fehlentwicklungen müssen drin-
gend gestoppt werden. Patientin-
nen und Patienten brauchen eine 
wohnortnahe, bedarfsgerechte 
und zugleich qualitativ hochwerti-
ge Versorgung – und dies flächen-
deckend in der Stadt und auf dem 
Land!“

Versorgungsstufen und 
Leistungsgruppen bilden
Laut Reformvorschlägen soll das 
Krankenhausnetz zudem in drei 
Versorgungsstufen eingeteilt und 
entsprechend finanziert werden. 
Drei Versorgungslevel stehen da-
bei im Fokus: die wohnortnahe 

Fotos: VILevi / Adobe Stock
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Grundversorgung, die Schwer-
punktversorgung sowie die Maxi-
malversorgung, etwa durch  Uni-
versitätskliniken. 
Für jedes Level sollen einheit-
liche Mindestvoraussetzungen 
gelten, wobei die Bundesländer 
Stufenzuordnung der Kranken-
häuser vornehmen sollen.  Die 
Leistungsgruppen sind jeweils so 
zu definieren, dass die Versorgung 
von Patient*innen innerhalb eines 
Bereichs auf der Basis ähnlicher 
Qualifikationen, Kompetenzen so-
wie medizinischer Ausstattung er-
folgen kann. 
Auf diese Weise sollen Kliniken 
eindeutige Versorgungsaufgaben 
zugeteilt werden, die einweisen-
den Ärzt*innen, Beschäftigten 
der Kliniken, Patient*innen und 
Angehörigen mehr Orientierung 
geben. Zum Vergleich: Bislang ist 
die Krankenhauslandschaft eher 
historisch gewachsen – mit un-
terschiedlichen Fachabteilungen 
in allen Kliniken und Leistungen, 
die zum Teil allein aus ökonomi-
schen Gründen gewählt wurden. 
Eine Folge: Heute werden leider 
auch schwere Erkrankungen in 

dafür personell und technisch nicht 
ausreichend ausgestatteten Kliniken 
behandelt. 

Sinnvollerer Einsatz
hochqualifizierter Fachkräfte
Die qualitätsorientierte Konzentra-
tion von Leistungen auf dafür ad-
äquat ausgestattete Kliniken kann 
aus Sicht führender Klinik- und Kas-
senverbände „zu einem sinnvolleren 
Einsatz der hochqualifizierten medi-
zinischen Fachkräfte führen und so 
die Auswirkungen des Fachkräfte-
mangels reduzieren“. Das teilten die 
Verbände, darunter der AOK-Bundes-
verband, der Verband der Universi-
tätsklinika Deutschland (VUD), die 
Allianz Kommunaler Großkliniken 
e. V. (AKG), die Deutsche Krebsgesell-
schaft (DKG), der GKV-Spitzenver-
band und der Verband der Ersatzkas-
sen (vdek) in einer entsprechenden 
Presseerklärung mit. Auch der SoVD 
schließt sich dieser Einschätzung an 
und befürwortet die Strukturvorga-
ben mit Einteilung in Versorgungs-
stufen und Leistungsgruppen. „Dies 
kann die Behandlungsqualität für 
die Patient*innen nur verbessern“, so 
Engelmeier.

Unrealistisch ist aus SoVD-Sicht 
hingegen das gleichbleibende 
Finanzvolumen für den Struktu-
rumbau. SoVD-Vizepräsidentin 
Ursula Engelen-Kefer mahnt: „ 
Eine zukunftsfähige Versorgung 
wird nicht allein durch reine Um-
verteilung der Mittel gelingen.“ 

Kapitalmarktanlegern keine 
weiteren Anreize mehr bieten
Michaela Engelmeier spitzt zu: 
„Aktien- und Kapitalgesellschaf-
ten verwenden Versichertengel-
der dafür, Renditen zu maximieren, 
anstatt sie zur Gesundheitsver-
sorgung einzusetzen. Der deut-
sche Krankenhausmarkt hat viel 
zu lange Kapitalmarktanlegern 
interessante Investmentmöglich-
keiten geboten.“ Der SoVD drängt 
deshalb zur Eile. Bund und Länder 
müssen bei der Reform zusammen 
arbeiten, statt gegeneinander!
Lauterbach hofft nun, dass noch 
vor der Sommerpause ein Entwurf 
für das „seit zehn Jahren überfälli-
ge Gesetz“ erarbeitet werden kann. 
Der SoVD wird die Entwicklung 
weiter aufmerksam und kritisch 
begleiten.

Fotos: VILevi / Adobe Stock
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Gesetz soll Lieferengpässe bei Medikamenten überwinden – SoVD fordert schnelle und wirksame Regelungen

Mangelhafte Versorgung mit Arzneimitteln

Wirtschaftlich und politisch nimmt Deutschland in Europa eine zentrale Rolle ein. 
Unvorstellbar, dass es in einem derart reichen Land für kranke Menschen nicht 
genügend Arzneien gibt. Doch genau das ist seit Monaten traurige Realität. Es 
fehlen grundlegende Medikamente wie Antibiotikasäfte für Kinder oder Mittel 
gegen Diabetes und Bluthochdruck. Per Gesetz will die Bundesregierung daran 
nun etwas ändern. Die kurzfristigen Erfolgsaussichten sind jedoch aus mehreren 
Gründen gering. 

Bei immer mehr Medikamenten müssen Apotheker*innen 
mit den Schultern zucken. Um niemanden abzuweisen, 
suchen sie meist händeringend nach Ersatzpräparaten.

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock
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Als sich der Bundestag Ende Mai 
mit dem Gesetzentwurf befasste, 
mahnte die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier zur 
Eile. Sie sagte, die Politik müsse 
handeln, bevor eine ernsthafte 
Gesundheitsgefährdung eintrete. 
Von dieser scheinen wir tatsäch-
lich nicht weit entfernt zu sein.

Mangel an Antibiotika
gefährdet Kinder
Kürzlich machte das Bundes-
gesundheitsministerium einen 
Versorgungsmangel bei antibio-
tikahaltigen Säften für Kinder be-
kannt. Zuvor hatte der Berufsver-
band der Kinder- und Jugendärzte 
gewarnt, dass selbst Kinder, die 
wegen einer Lungenentzündung 
oder einer Infektion mit Strepto-
kokken wirklich dringend ein An-
tibiotikum bräuchten, dieses nicht 
bekämen. In letzter Konsequenz, 
so der Verband, bliebe nur die Ein-
weisung ins Krankenhaus. Denn 
dort sei zumindest die Versorgung 
mit intravenösen Antibiotika noch 
eher gegeben. Doch auch hier 
zeichnen sich zunehmend Eng-
pässe ab.

In Krankenhäusern werden 
Notfallmedikamente knapp
Die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft schlug jetzt Alarm: Fünf bis 
zehn Prozent aller Arzneimittel, 
die in Krankenhäusern gebraucht 
würden, wären derzeit nicht lie-
ferbar. Betroffen davon seien ne-
ben Antibiotika für Kinder auch 
Krebsmedikamente sowie Mittel, 
die im Notfall für die Behandlung 
von Schlaganfällen benötigt wer-
den. Was dieser Mangel im Einzel-
fall für Konsequenzen haben kann, 
möchte man sich lieber nicht nä-
her ausmalen.
Mehrere Bundesländer haben 
inzwischen die Einfuhr von in 
Deutschland nicht zugelassenen 
Antibiotikasäften aus dem Aus-
land ermöglicht. Ob sich die an-
gespannte Lage durch diese Not-
maßnahmen spürbar entspannt, 
ist jedoch fraglich. 

Apotheken fordern Abbau 
bürokratischer Hürden
Einen Mangel an Penizillin gibt es 
derzeit nicht nur in Deutschland, 
sondern europaweit. Darauf wies 
auch die Bundesvereinigung Deut-

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock
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scher Apothekerverbände hin. An den 
Lieferengpässen werde sich demnach 
wohl auch auf absehbare Zeit wenig 
ändern. Kurzfristig bräuchten die Apo-
theken deshalb einen größeren Ent-
scheidungsspielraum, der es ihnen auf 
unkomplizierte Weise ermöglicht, ein 
vorrätiges Ersatzmedikament abzuge-
ben, ohne hierfür im Nachgang eine 
Kürzung ihrer Rechnung durch die 
Krankenkasse befürchten zu müssen. 
In einer Stellungnahme zu dem Ge-
setzentwurf unterstützte der Bun-
desrat die Apotheken bei deren 
Forderung nach einem Abbau büro-
kratischer Hürden. Die Länderkam-
mer geht ebenfalls davon aus, dass 
die Versorgungslage bei zahlreichen 
Arzneimitteln weiterhin angespannt 
bleibt und spricht sich für eine lang-
fristige Strategie im Schulterschluss 
mit der Pharmabranche aus.

Pharmafirmen beklagen 
geltende Festbeträge
Die Hersteller von Generika, also von 
Arzneimitteln, deren Patente abge-
laufen sind, beklagen ihrerseits die 
herrschende Situation. In den letzten 
Jahren habe die Politik alles getan, um 
die Preise zu senken. 

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock
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Ein Beispiel hierfür liefert die deut-
sche Firma InfectoPharm. Das Fa-
milienunternehmen stellt Arznei-
mittel für Kinder her und beklagt 
die unwirtschaftlichen Festbeträge 
der gesetzlichen Krankenkassen. 
Trotz gestiegener Kosten verkaufe 
man seit 2010 einen Saft mit dem 
Wirkstoff Penizillin unverändert zu 
einem Nettopreis von 1,65 Euro. 
Mittlerweile ist InfectoPharm das 
einzige verbliebene deutsche Un-
ternehmen, das diesen Saft herstellt.

SoVD: Wohl der Menschen
steht über dem Preisdruck 
Aus Sicht des SoVD lassen sich die 
bestehenden Probleme nicht al-
lein durch mehr Beitragsmittel der 
Versicherten lösen. Die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmeier 
sagte: „Wir brauchen ein besseres 
Frühwarnsystem und ausreichende 
Vorhaltekapazitäten. Aber mehr Geld 
für die Pharmaindustrie garantiert 
noch keine gesicherten Lieferketten.“ 
Engelmeier forderte ein grundsätz-
liches Umdenken im Gesundheits-
bereich. Das Wohl der Menschen sei 
wichtiger als finanzielle Erwägun-
gen.

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock
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Kaum im Berufsleben, schon arbeitsunfähig: Rentenversicherung greift trotzdem

Frühe Erwerbsminderungsrente

Ob dauerhaft oder auf Zeit: Wenn jemand noch nicht im Rentenalter ist, aber 
aus gesundheitlichen Gründen nicht oder kaum noch arbeiten kann, greift die 
Erwerbsminderungsrente. Eigentlich muss die Person dafür vorher in die Renten-
kasse eingezahlt haben. Aber was ist mit Berufseinsteiger*innen? 

Die meisten sind 50 bis 60 Jahre alt, 
wenn sie eine „EM-Rente“ zuerkannt 
bekommen. Doch auch Job-Neulinge 
können sie beantragen.

Foto: Andrey Popov / Adobe Stock



22 23SozialpolitikSozialpolitik

Mit der Situation sind oft Schick-
salsschläge verbunden. Sie zie-
hen sich durch alle Gesellschafts-
schichten und Altersklassen. So 
kann ein Unfall, eine Behinde-
rung oder eine schwere Krankheit 
schon in den ersten Jahren im Job 
das Berufsleben ganz plötzlich 
stoppen. Erhält man dann trotz-
dem eine Rente?
Ja, so die Deutsche Rentenversi-
cherung (DRV) Bund. Berufsanfän-
ger*innen sind meist abgesichert, 
auch wenn sie nicht die sonst nö-
tigen fünf Jahre Beiträge in die ge-
setzliche Rente eingezahlt haben. 
Dafür gibt es zwei Möglichkeiten. 
Können Betroffene durch einen 
Arbeitsunfall oder eine Berufs-
krankheit nur noch eingeschränkt 
arbeiten (sind also „teilweise er-
werbsgemindert“), dann reicht 
schon ein einziger Beitrag zur Ren-
tenversicherung für den Anspruch. 
Hat die Arbeitsunfähigkeit einen 
anderen Grund, zum Beispiel eine 
nicht beruflich bedingte Krank-
heit, greift eine weitere Regelung. 
Dafür müssen die Jobstarter*in-
nen aber ganz arbeitsunfähig sein 
(„voll erwerbsgemindert“). In dem 

Fall sind die fünf Pflichtjahre schon 
vorerfüllt, sofern die Erwerbsminde-
rung binnen sechs Jahren nach Ende 
der Schule oder Ausbildung eintritt 
und in den letzten zwei Jahren min-
destens ein Jahr Pflichtbeiträge ge-
zahlt wurden.
Ob neu im Beruf oder länger:  
Generell zählen für diese Rente 
nicht nur schon gezahlte Beiträge. 
Durch die sogenannte Zurechnungs-
zeit wird so gerechnet, als hätte man 
mit dem bisherigen Durchschnitt-
seinkommen weiter gearbeitet und 
eingezahlt bis zur Altersrente.
Zur Berechnung gab es mehre-
re Änderungen. Weil Bestands- 
rentner*innen bei Verbesserungen 
leer ausgingen, zieht der SoVD mit 
dem VdK bis vors Verfassungsgericht. 

Foto: makistock / Adobe Stock
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Am 24. Juni kommen erneut Menschen aus ganz Deutschland zum Inklusionslauf des SoVD nach Berlin

Gemeinsam schaffen es alle über die Ziellinie

Er ist die beste Werbung für gemeinsamen Sport und ein Erlebnistag für die 
ganze Familie: Am 24. Juni gehen zum Inklusionslauf des SoVD wieder zahl-
reiche Menschen mit und ohne Behinderungen in Berlin an den Start. Auf dem 
ehemaligen Flughafen Tempelhof zeigen sie in verschiedenen Laufdisziplinen 
eindrucksvoll, wie Inklusion gelebt werden kann. Schirmherrin ist in diesem 
Jahr die mehrfache paralympische Goldmedaillengewinnerin Kirsten Bruhn – 
eine der weltweit schnellsten Schwimmerinnen mit Handicap.

Der SoVD-Inklusionslauf nimmt alle mit, die 
sich auf ihre Art bewegen wollen und können. 
Interessierte können sich online anmelden.

Foto: Sascha Pfeiler
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Die Laufveranstaltung bringt po-
litische Forderungen des SoVD 
nach gesellschaftlicher Teilhabe 
mit dem Erleben von Gemein-
schaft zusammen. Dabei erfahren 
Groß und Klein, dass Inklusion im 
Alltag möglich ist und eine Beein-
trächtigung kein Ausschlusskri-
terium sein muss. Seite an Seite 
haben Menschen mit und ohne 
Behinderungen beim Inklusions-
lauf des SoVD vor allem ein Ziel 
vor Augen: es gemeinsam über die 
Ziellinie zu schaffen.
Als Gewinner*innen können sich 
auch in diesem Jahr wieder alle 
fühlen, die in Berlin dabei waren. 
Denn einen Leistungsdruck im üb-
lichen Sinne wird es auch beim 
Inklusionslauf 2023 nicht geben. 
Egal, ob Bambinilauf für Kinder, 
Staffel oder eine der längeren 
Strecken – eine Medaille erhalten 
alle unabhängig von ihrer jeweili-
gen Zeit. Wer sich für individuelle 
Ergebnisse interessiert, kann die-
se in einer offenen Liste einsehen. 
Auf dem Tempelhofer Feld wird 
es zusätzlich ein großes Rahmen-

programm geben. Die Hauptbüh-
ne sowie zahlreiche Stände laden 
dazu ein, sich zu informieren. Da-
rüber hinaus gibt es auch musi-
kalische Beiträge sowie natür-
lich leckeres Essen und Getränke. 
Eine Veranstaltungsfläche bietet 
zudem etliche Mitmachangebo-
te – vom Torwandschießen über 
Bewegungsspiele und einen Roll-
stuhlparcours bis hin zu Boccia 
und einem speziellen Memory mit 
großen, inklusiven Spielkarten 
und einem Geschicklichkeitspar-
cours.
Als Schirmherrin konnte der SoVD 
Kirsten Bruhn gewinnen. Als Leis-
tungssportlerin erlitt sie mit 21 
Jahren einen Unfall, der eine in-
komplette Querschnittslähmung 
zur Folge hatte. Doch Kirsten 
Bruhn ließ sich nicht unterkriegen 
und gewann allein bei paralympi-
schen Sommerspielen 11 Medail-
len. Heute ist sie eine wichtige 
Botschafterin für Sport und In-
klusion, indem sie anderen Men-
schen Mut macht und von ihren 
Erfahrungen berichtet.

Foto: Sascha Pfeiler

Kirsten Bruhn
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Jetzt SoVD-Mitglied werden

Foto: Denny Brückner
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Pflegebedürftige bezahlen flexibles Budget mit geringerer Leistungserhöhung

Ein teuer erkaufter Kompromiss

Nach langem Streit verabschiedete der Deutsche Bundestag Ende Mai das 
Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz. Der SoVD kritisierte, die ver-
meintliche Reform verlange von den Menschen höhere Beiträge, ohne die Situ-
ation Pflegebedürftiger und Pflegender hinreichend zu verbessern. Mit seiner 
Forderung nach einem flexibel nutzbaren Budget mit Entlastungsleistungen 
setzte sich der Verband zwar durch, dafür fällt die geplante Dynamisierung 
nun geringer aus. Für Leistungen von Kurzzeit- und Verhinderungs-

pflege gibt es ab 2025 ein gemeinsames Budget.

Foto: Cherries / Adobe Stock
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Als im Frühjahr erste Details der 
Reform bekannt wurden, zeigte 
sich die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier ent-
täuscht. Von Unterstützung und 
Entlastung, so Engelmeier, kön-
ne kaum die Rede sein. Sie kri-
tisierte, dass sich nicht einmal 
bereits Vereinbartes aus dem 
Koalitionsvertrag in dem Gesetz 
wiederfinde. Vor allem darauf, 
dass die geplante Zusammen-
legung der Leistungen für die 
Kurzzeit- und die Verhinderungs-
pflege zwischenzeitlich gestri-
chen wurde, reagierte der SoVD 
entsetzt. Nach einigem Hin und 
Her kommt dieses flexible Bud-
get nun doch.

Gesetz berücksichtigt 
Forderung des SoVD 
Für die Verhinderungspflege (bis-
her bis zu 1.612 Euro) und die 
Kurzzeitpflege (bis zu 1.774 Euro) 
gibt es somit künftig einen ge-
meinsamen „Topf“ von 3.386 Euro. 
Dessen Mittel können die An-
spruchsberechtigten nach ihrer 
Wahl flexibel für beide Leistungs-
arten einsetzen. 

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Auf die Möglichkeit, sich auf die-
sem Weg unbürokratisch eine 
Auszeit zu nehmen, müssen Pfle-
gende allerdings noch bis zum 1. 
Juli 2025 warten. Eltern pflege-
bedürftiger Kinder mit Pflegegrad 
4 oder 5 können auf dieses Ent-
lastungsbudget ab dem 1. Januar 
2024 zugreifen.
Dass damit eine zentrale Forde-
rung des SoVD berücksichtigt 
wurde, begrüßte die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmeier. 
Allerdings hat dieser Erfolg des 
Verbandes einen bitteren Beige-
schmack. Denn zur Gegenfinanzie-
rung des Jahresbudgets steigen 
die Leistungen für die ambulante 
Pflege nicht wie ursprünglich ge-
plant um fünf, sondern nur um 4,5 
Prozent. Zuletzt wurden die ambu-
lanten Pflegeleistungen 2017 an 

die wirtschaftliche Entwicklung 
angepasst. Der SoVD spricht sich 
seit Langem für eine jährliche Dy-
namisierung aus.

Beitragszahlende haften 
für bestehendes Defizit
Die überfällige Entlastung aus 
Steuermitteln bleibt weiter aus. 
Stattdessen erhöhen sich die Bei-
träge zur Pflegeversicherung. Mi-
chaela Engelmeier ärgert daran 
vor allem ein Aspekt: „Rentner-
innen und Rentner trifft die Er-
höhung besonders hart, denn sie 
müssen seit Jahren den vollen Bei-
tragssatz zur Pflegeversicherung 
selbst tragen.“ Die Deutsche Ren-
tenversicherung müsse sich daher 
wie in der gesetzlichen Kranken-
versicherung auch zur Hälfte an 
den Beitragszahlungen beteiligen.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Der SoVD lud Vertreter*innen der Fraktionen im Bundestag zum sozialpolitischen Austausch ein

Erstes Parlamentarisches Frühstück des SoVD

Themen wie Rente, Kindergrundsicherung, Gleichstellungspolitik, Pflege, Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen, aber auch die bevorstehende Krankenhausreform und Fragen einer sozialver-
träglichen Umweltpolitik standen am 24. Mai im Fokus des ersten Parlamentarischen Frühstücks 
des SoVD im Deutschen Bundestag. Zum sozialpolitischen Austausch hatte der Verband Vertre-
ter*innen aller Fraktionen – mit Ausnahme der AfD – eingeladen. Schirmherr der Veranstaltung 
war Michael Thews (MdB / SPD).  

Foto: Wolfgang Borrs
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Betrug am Telefon: wachsam sein und keine Daten an Fremde aushändigen

Im Zweifel lieber auflegen

Betrugsversuche am Telefon sind vielfältig. Die Anrufenden nutzen häufig die 
Gutgläubigkeit und Hilfsbereitschaft ihrer Opfer aus. Um sich davor zu schützen, 
hilft es, über die Betrugsmaschen Bescheid zu wissen und das Gespräch zu been-
den, sobald Druck aufgebaut wird. 

Am Telefon gilt: Keine Informationen zur 
Kreditkarte teilen und keine Überweisungen 
im Online-Banking autorisieren. 

Foto: highwaystarz/ Adobe Stock
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Telefonbetrug ist kein neues Phä-
nomen. Unter Kriminellen ist die 
Methode, durch Vorspielen fal-
scher Tatsachen Vertrauen zu ge-
winnen, weit verbreitet. Das Ziel 
ist immer, an Daten und letzten 
Endes das Geld der Opfer – häufig 
Senior*innen – zu kommen. 
Die Identitäten, die die Betrü-
ger*innen annehmen, sind dabei 
vielfältig. Die Bandbreite reicht von 
Support- oder Datenabgleich-An-
rufen unter Missbrauch der Na-
men großer Unternehmen, bei de-
nen sie etwa eine Vireninfektion 
des Rechners vorgegaukeln, bis 
hin zu diversen Enkeltrickvarian-
ten oder angeblichen Rückforde-

rungen der Rentenversicherung. 
Dazu kommen falsche Gewinne 
oder Gewinnspiele, sowie Straf- 
und Kostendrohungen wegen frei 
erfundener Vergehen, unter Miss-
brauch der Namen von Behörden 
oder sogar der Polizei.
Wenn ein völlig unerwarteter 
Anruf kommt, ist es immer ange-
bracht, etwas Skepsis zu wahren. 
Angerufene sollten sich keines-
falls verunsichern oder gar ein-
schüchtern lassen, nichts instal-
lieren, keine Daten angeben oder 
bestätigen, keine Überweisungen 
vornehmen, sondern am besten 
gleich auflegen. Das nimmt den 
Betrüger*innen den Wind aus den 
Segeln, rät Martin Meingast vom 
Verein „Deutschland sicher im 
Netz“.
Zugangsdaten zum Online-Ban-
king oder Daten zur Kreditkarte 
sollte man nie am Telefon weiter-
geben. Wenn doch Informationen 
in falsche Hände geraten, sollte 
man die entsprechenden Unter-
nehmen und seine Bank infor-
mieren und die Accounts oder das 
Bankkonto erst einmal sperren 
lassen, rät der Experte. 

Foto: butsaya33 /Adobe Stock
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Aktuelles Urteil

Amt muss höheren Mietsatz berücksichtigen

Vor allem in Ballungsgebieten ist Wohnraum knapp und teuer. Das müssen Be-
hörden bei der Kostenübernahme der Miete im Rahmen der Grundsicherung 
berücksichtigen – so urteilte das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (Az.: 
L 32 AS 1888 / 17).

Eine bezahlbare Unterkunft zu finden 
wird immer schwerer.
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Geklagt hatte eine Empfängerin 
von Bürgergeld, für die das Jobcen-
ter laut Mietspiegel für einfache 
Wohnlagen rund 480 Euro monat-
lich veranschlagt hatte. Die Frau 
forderte die volle Kostenübernah-
me von rund 640 Euro. Ihre Suche 
nach einer günstigeren Wohnung 
sei auf dem Berliner Wohnungs-
markt aussichtslos gewesen.
Das Gericht gab ihr Recht: Ämter 
dürften sich zwar an den Miet-
preisen im sozialen Wohnungsbau 
orientieren. Es müsse aber auch 
berücksichtigt werden, ob solche 
Wohnungen für Leistungsberech-
tigte überhaupt zur Verfügung 
stehen.
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EU-weit gültiges Dokument soll Nachweis der Beeinträchtigung erleichtern

Behindertenausweis für die EU

Schon im nächsten Jahr könnte der EU-Behindertenausweis eingeführt werden. 
Dieser soll nationale Dokumente ergänzen und den Zugang zu Vergünstigungen 
im Ausland möglich machen. Der Deutsche Behindertenrat (DBR) hat dazu ein 
Positionspapier vorgelegt. 

Wird die Behinderung auch im Ausland anerkannt? Mit dem 
EU-Behindertenausweis sollte diese Frage bald wegfallen. 

Foto: Halfpoint / Adobe Stock

Reisen ist für Menschen mit Be-
hinderungen oft beschwerlich. 
Das liegt nicht nur an Barrieren 
im Nah- und Fernverkehr. Gerade 
bei grenzüberschreitenden Reisen 
kommen auch noch andere Un-
wägbarkeiten hinzu. 
Betroffene können sich nicht si-
cher sein, dass ihr Nachweis der 
Behinderung auch in einem ande-
ren Land anerkannt wird und sie 
damit beispielsweise bei Veran-
staltungen vergünstigten Eintritt 
erhalten oder eine Begleitperson 
mitnehmen können. 
In der Europäischen Union läuft 
derzeit ein Projekt, das eine Ver-
einheitlichung bewirken soll. In 

der EU-Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen hat 
die EU-Kommission angekündigt, 
bis Ende dieses Jahres die Einfüh-
rung eines EU-weit gültigen Behin-
dertenausweises vorzuschlagen, den 
alle Mitgliedstaaten anerkennen. 

Ausweis könnte schon 2024
eingeführt werden
Von 2016 bis 2018 lief dazu ein Pilot-
projekt in acht Mitgliedsstaaten, da-
runter Italien, Belgien und Finnland. 
Basierend auf den dort gewonnenen 
Erfahrungen soll im November ein 
Gesetzesentwurf vorliegen, der noch 
vor den Europawahlen im nächsten 
Frühjahr beschlossen werden kann. 
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Der Deutsche Behindertenrat 
(DBR), in dessen Sprecherrat der 
SoVD einen Sitz hat, positionier-
te sich Anfang des Jahres zu den 
EU-Plänen. Er begrüßt, dass Ra-
batte und Ermäßigungen für 
Dienstleistungen, die in einem 
Mitgliedsland für Menschen mit 
Behinderungen und / oder ihre 
Begleitpersonen gelten, auch al-
len anderen EU-Bürger*innen mit 
einem EU-Behindertenausweis zu 
gleichen Konditionen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Neuer Ausweis soll nationale
Nachweise nicht ersetzen
Nach Ansicht des DBR kann der 
EU-Behindertenausweis nationa-
le Dokumente aber nicht ersetzen. 
Zudem solle sich der neue Ausweis 
nicht auf Leistungen der sozialen 
Absicherung beziehen, sondern ist 
für kürzere Aufenthalte gedacht. 
Bei einem dauerhaften Umzug in 
ein anderes Land sollen weiterhin 
die Vorschriften des neuen Wohn-
sitzes gelten.
Auch die national festgelegten 
Mechanismen zur Feststellung 
und Anerkennung einer Behin-

derung sollten bestehen bleiben. 
Den deutschen Schwerbehinder-
tenausweis gibt es erst bei einem 
Grad der Behinderung (GdB) von 
50. In anderen EU-Ländern gelten 
unterschiedliche Regeln. Der DBR 
fordert, dass für die Beantragung 
eines europäischen Behinderten-
ausweises in Deutschland die Vor-
lage des Feststellungsbescheides, 
unabhängig vom GdB, ausreicht. 
Außerdem plädiert der DBR 
in seinem Positionspapier da-
für, beim geplanten EU-Ausweis 
Merkzeichen zu integrieren, die 
auf Assistenz oder Begleitperso-
nen hinweisen. 
Weiterhin müsse der EU-Behin-
dertenausweises mit einem ver-
bindlichen Rechtsakt und nicht 
bloß als Empfehlung eingeführt 
werden. Der EU-Behindertenaus-
weis sei dann verpflichtend in je-
dem Mitgliedsland anzuerkennen. 
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Redensarten hinterfragt

Mein lieber Herr Gesangsverein

Wer friedlich im Verein singt, begeht 
meist keine Gotteslästerung.

Fotos: Robert Kneschke / Adobe Stock 

Ungläubiges Staunen gipfelt vereinzelt in dem Ausruf: „Mein lieber Herr Gesangs-
verein!“ Diese Redensart verdankt ihre Herkunft jedoch weniger einer stimmli-
chen Darbietung als vielmehr dem Alten Testament und den darin enthaltenen 
zehn Geboten.

Gläubige sind von ihrer Kirche 
dazu angehalten, den Namen Got-
tes nicht leichtfertig zu benutzen. 
Um einen Bezug zum  Schöpfer 
zu verschleiern, fanden daher so-
genannte Hüllformeln Eingang in 
die Alltagssprache. Ein Beispiel 
hierfür ist die Abwandlung von 

„Gottes Blitz soll dich treffen!“ zu 
„Potzblitz!“. Ähnlich verhält es sich 
mit dieser Redensart. Weil sich die 
Menschen im 19. Jahrhundert für 
den Liedvortrag begeisterten, er-
gänzten sie den Ausruf: „Mein lieber 
Herr!“ einfach um den harmlosen 
„Gesangsverein“.
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